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Änderungsantrag zu PB.L-01

Nach Zeile 352 einfügen:

Ein Bundesmobilitätsgesetz ermöglicht die Mobilitätswende

Deutschland braucht einen rechtlichen Paradigmenwechsel, damit die richtigen Maßnahmen für

eine Mobilitätswende ergriffen werden können. Nur so ist das Pariser 1,5-Grad-Ziel noch zu

erreichen. Die bestehende, veraltete Verkehrsgesetzgebung setzt zu hohe Hürden für eine

soziale und klimagerechte Verkehrspolitik. Sie wurde geprägt vom Leitbild der autogerechten

Stadt, in der die Leichtigkeit des Verkehrsflusses oberstes Ziel ist. Ein neues

Bundesmobilitätsgesetz stellt endlich das Gemeinwohl in den Fokus. Mobilität muss für alle

zugänglich sein, auch für Ältere, Kinder, mobilitätseingeschränkte Personen und Menschen mit

niedrigem Einkommen. Teilhabe, die Vision Zero, Klima- und Umweltwirkungen, Raum- und

Sozialverträglichkeit, Flächengerechtigkeit und Kostenwahrheit müssen die zentralen

Entscheidungskriterien aller verkehrspolitischen Maßnahmen werden. Statt nebeneinander

stehenden Einzelgesetzen wird eine integrierte Verkehrsplanung über alle Verkehrsträger und -

mittel hinweg als Grundsatz verankert.

Das Bundesmobilitätsgesetz formuliert neue Leitziele, Vorgaben und Standards für die

integrierte Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung, trifft Regelungen zur Finanzierung der

Mobilitätswende und zu Zuständigkeiten. Es muss in der nächsten Legislaturperiode

verabschiedet werden und bildet dann den übergeordneten, ganzheitlichen Rahmen für alle

verkehrsrelevanten Gesetze und Verordnungen, die damit verknüpft und daran angepasst

werden müssen.

Begründung

Die StVO stellt aktuell eine große Hürde dar für die Umsetzung vieler wichtiger und richtiger

Maßnahmen für die Mobilitätswende, der Reformbedarf hier ist allgemein bekannt. Eine StVO-

Novelle allein reicht jedoch nicht aus. Für die Stärkung des Umweltverbunds braucht es eine

integrierte Verkehrsgesetzgebung, die die bisherigen Regelungen u.a. aus PBefG, AEG, GVFG,

FStrG, RegG, Bundesverkehrswegeplan und nationalem Radverkehrsplan schlagkräftig miteinander

verzahnt und an gemeinsamen Leit- und Handlungszielen ausrichtet, auch in Verknüfung mit der

Gesetzgebung zu Klimaschutz und Raumordnung.
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